
Bonn, 07.02.2023

zur Gemeinsamen Konferenz der Verkehrs- und Straßenbauabteilungsleitungen 
 der Länder (GKVS) am 1./2. März 2023 in Gelsenkirchen 

und zur Verkehrsministerkonferenz (VMK) am 22./23. März 2023 in Aachen 

Bericht 
des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

TOP 6.9 Kleiner Fachkundenachweis

Mit dem Gesetz zur Modernisierung des Personenbeförderungsrechts vom 16. April 2021
(PBefG-Novelle 2021) wurde zum August 2021 die Ortskundeprüfung abgeschafft und
der sog. Kleine Fachkundenachweis für Taxi- und Mietwagenfahrer sowie Fahrer von
Fahrzeugen des gebündelten Bedarfsverkehrs eingeführt.

Zwischen Bund und Ländern konnte auf Fachebene in mehreren Sitzungen keine Einig-
keit zur Ausgestaltung des Kleinen Fachkundenachweises erzielt werden. Am 29. No-
vember 2022 hat die Sonder-VMK zu dem Thema die Einrichtung einer länderoffenen
Arbeitsgruppe unter Federführung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr
(BMDV) zur Erarbeitung einer kooperativen und tragfähigen Lösung zur Ausgestaltung
des „Kleinen Fachkundenachweises“ beschlossen.

Zur Umsetzung dieses Beschlusses fanden am 10. und 24.01.2023 unter Leitung von
Herrn Abteilungsleiter StV zwei Gespräche auf Abteilungsleiterebene mit den Ländern
(überwiegend Fachebene) statt. In den Sitzungen wurden folgende Optionen diskutiert:

Option 1: Erwerb der Kleinen Fachkunde durch verpflichtende Ablegung einer Online-
Prüfung

Option 2: verpflichtende Absolvierung einer (Online-) Schulung

Option 3: verpflichtende Absolvierung einer (Online-) Schulung, die fakultativ um eine
Online-Prüfung ergänzt werden kann

Option 4: keine Regelung treffen

Nach der Diskussion dieser Optionen fand sich im 2. Termin eine Ländermehrheit für
den Erwerb des Kleinen Fachkundenachweises durch verpflichtende Ablegung einer
Online-Prüfung (Option 1). Fünf Länder sprachen sich für Option 4 aus. Einzelheiten
sollen in weiteren Gesprächen unter Einbeziehung der Verbände erfolgen, nachdem die
GKVS am 1./2.3.2023 diesem Vorgehen zugestimmt hat.
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Mögliche verfassungsrechtliche Bedenken, dass durch eine verpflichtende Ablegung ei-
ner Online-Prüfung möglicherweise ein Berufszugangshindernis geschaffen werde, wird
BMDV vor dem formalen Rechtssetzungsverfahren durch das Bundesministerium der
Justiz und das Bundesministerium des Innern und für Heimat prüfen lassen.


